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Einleitung

Der Vertrag von Maastricht, der im Dezember 1991 beschlossen wurde,
stellte den Prozess der europäischen Einigung auf eine neue Grundlage.
Mit einer weitreichenden Änderung des Vertragswerks für die Europä-
ischen Gemeinschaften und der Gründung der Europäischen Union bilde-
te er die wichtigste Einzelreform des europäischen politischen Systems seit
den Verträgen von Rom. Diese Reform folgte zum Teil der traditionellen
Logik einer schrittweisen, sich selbst verstärkenden Integration: Sie ermög-
lichte eine Vertiefung der bereits bestehenden Zusammenarbeit, machte
die EG handlungsfähiger und erschloss ihr neue Politikfelder. Darüber hi-
naus war Maastricht jedoch auch eine Antwort auf die allgemeine politi-
sche Krise, in die Europa durch die Umbrüche des Jahres 1989 geraten
war. Der Zusammenbruch des Ostblocks, die Unsicherheit über die künfti-
ge politische Ausrichtung eines wiedervereinten deutschen Nationalstaats,
die Sorge vor einem Aufstieg rechtspopulistischer Parteien in zahlreichen
europäischen Ländern stellten nicht nur den Fortgang des – bis dahin vor
allem wirtschaftlichen – Integrationsprojekts der Europäischen Gemein-
schaften in Frage, sondern die gesamte politische Architektur in Europa.
Angesichts der tektonischen Verschiebungen in der politischen Landschaft
des Kontinents schienen die alten Gemeinschaftsstrukturen keine hinrei-
chende Garantie mehr gegen nationale Alleingänge und neue Hegemoni-
alkonflikte zu bieten. Eine europapolitische Flucht nach vorn war für die
meisten westeuropäischen Politiker deshalb die plausibelste Lösung, um
wieder eine stabile politische Ordnung zu erreichen.1

In dieser Situation sollte der Vertrag von Maastricht einen festen institu-
tionellen Rahmen schaffen, der die europäische Einigung (nach einem
Schlagwort der Zeit) „unumkehrbar“ machen und einen Rückfall in natio-
nale Rivalitäten verhindern würde.2 Insbesondere die neu gegründete
Währungsunion, aus der ein einseitiger Austritt nur mit enormen wirt-
schaftlichen Verwerfungen möglich sein würde, stellte sicher, dass die
Fortsetzung der Zusammenarbeit auch in Zukunft für alle Mitgliedstaaten
die attraktivste Handlungsoption blieb. Die Europäische Union wurde da-
mit zur Garantin für eine kooperative und friedliche Ordnung zwischen

1 Vgl. Ludlow 2017.
2 Zu diesem Schlagwort siehe unten, Dritter Teil, Kapitel 4.1.

17



den europäischen Staaten – und nicht zuletzt auch zu einem wesentlichen
politischen Orientierungspunkt für die neu entstandenen Demokratien in
Mittel- und Osteuropa, mit denen kurz nach dem Inkrafttreten des Ver-
trags Beitrittsgespräche eingeleitet wurden.

Vor allem aber brachte der Vertrag von Maastricht auch eine weitrei-
chende institutionelle Reform, die die Entscheidungsverfahren der
Europäischen Gemeinschaften neu ausrichtete. In zahlreichen Politikberei-
chen wurden nationale Vetorechte durch Mehrheitsverfahren abgelöst und
im Gegenzug die Mitentscheidungsrechte des Europäischen Parlaments ge-
stärkt. Diese Parlamentarisierung verschob die Legitimationsgrundlage des
politischen Systems der EG. Da die nationalen Regierungen im EG-Minis-
terrat nun leichter überstimmt werden konnten, konnte sich die demokra-
tische Legitimität für europäische Beschlüsse nicht mehr in erster Linie auf
nationale Wahlverfahren gründen. Stattdessen musste demokratische Legi-
timität verstärkt direkt auf der supranationalen Ebene erzeugt werden:
über das Europäische Parlament und die darin vertretenen gesamteuropäi-
schen Parteien, die im Vertrag von Maastricht erstmals eine formale ver-
tragsrechtliche Grundlage erhielten. Auch diese institutionelle Reform war
geeignet, das Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten wiederherzustellen:
Wenn gesellschaftliche Konflikte in Europa nicht mehr entlang nationaler,
sondern transnational-weltanschaulicher Grenzen ausgetragen würden,
war auch ein wiedervereinigtes Deutschland keine Bedrohung für das eu-
ropäische Gleichgewicht.

Insgesamt erfuhr das europäische politische System mit der Vertragsre-
form von Maastricht also einen klaren Konstitutionalisierungsschub.3 Die
Europäische Union war zwar weiterhin ein staatsrechtliches Gebilde sui ge-
neris, das Elemente sowohl einer ‚Staaten-‘ als auch einer ‚Bürgerunion‘
enthielt. Doch gewannen letztere im Vergleich deutlich an Gewicht. War
die Europapolitik bis dahin vor allem ein Teil der Außenpolitik ihrer Mit-
gliedstaaten gewesen, so nahm sie nun zunehmend die Züge einer über-
staatlichen europäischen Innenpolitik an.

Diese Reform im politischen System ging jedoch nicht mit entsprechen-
den Veränderungen in der öffentlichen Wahrnehmung der europäischen
Integration einher. Auch für die europäische Öffentlichkeit stellte die Zeit
um den Vertrag von Maastricht zwar in mancher Hinsicht einen Wende-

3 Der Begriff der ‚Konstitutionalisierung‘ geht auf Debatten in der Völker- und Eu-
roparechtswissenschaft über die Existenz von überstaatlichem Verfassungsrecht zu-
rück. Vgl. hierzu etwa die Beiträge in von Bogdandy / Bast 2009 und Peters 2009
sowie unten, Erster Teil, Kapitel 1.1.3.
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punkt dar: Dem Bedeutungsgewinn der EG entsprechend nahmen die Auf-
merksamkeit der Medien und das Ausmaß der Berichterstattung über die
Europapolitik deutlich zu. Zugleich wurde die Debatte kontroverser; die
desinteressierte Zustimmung, mit der Bevölkerung und Medien den Inte-
grationsprozess bis in die 1980er Jahre hinein meist begleitet hatten, wur-
de durch eine kritischere Haltung abgelöst, die verstärkt öffentliche Re-
chenschaft für politische Entscheidungen einforderte.4

Doch während all dies in Einklang mit der vertieften Integration der EG
stand, kam es in anderer Hinsicht zu einer Entkoppelung zwischen der
Funktionsweise des politischen Systems und der europäischen Öffentlich-
keit: Obwohl die EG zunehmend den Charakter einer ‚Bürgerunion‘ ent-
wickelte, identifizierten sich die meisten Menschen in ihren Mitgliedstaa-
ten kaum mit der Idee einer gesamteuropäischen Bürgerschaft. Zugleich
war auch die Struktur der europäischen Öffentlichkeit weiterhin durch
große nationale Unterschiede geprägt: Auch wenn es in den Medien ten-
denziell zu einer Zunahme von transnationalen Bezügen kam, verliefen
die Grenzen im öffentlichen Diskurs weiterhin eher entlang nationaler
Grenzen (etwa zwischen ‚deutschen‘ und ‚französischen‘ Medien) als ent-
lang transnational-weltanschaulicher Gegensätze (etwa zwischen ‚linken‘
und ‚rechten‘ Medien).5

Kurz: Der plötzliche Konstitutionalisierungsschub, den der Vertrag von
Maastricht für das europäische politische System bedeutete, war nicht von
einer entsprechenden Anpassung in der Struktur der Öffentlichkeit beglei-
tet. Während das politische System Europapolitik zunehmend als europäi-
sche Innenpolitik behandelte, erschien sie in der öffentlichen Debatte wei-
terhin vor allem als mitgliedstaatliche Außenpolitik. Diese Entkoppelung
zwischen der Funktionsweise des politischen Systems und der öffentlichen
Debatte darüber kann auch eine Erklärung für die anhaltende Legitimati-
onskrise bieten, in die die Europäische Union in den 1990er Jahren eintrat
und die zahlreiche Forscherinnen und Forscher auf den Vertrag von Maas-
tricht zurückführen.6 Die Frage nach einem europäischen ‚Öffentlichkeits-

4 Für die Haltung der europäischen Öffentlichkeit zur europäischen Integration
prägten Leon Lindberg und Stuart Scheingold 1970 den Begriff des permissive con-
sensus (Lindberg / Scheingold 1970:41); seine Auflösung in Folge des Vertrags von
Maastricht wurde erstmals 1993 von Karlheinz Reif konstatiert (Reif 1993). Siehe
auch unten, Erster Teil, Kapitel 3.2.

5 Vgl. etwa Kaelble 2014 sowie unten, Erster Teil, Kapitel 3.2, mit weiteren Belegen.
6 Vgl. etwa Schrag Sternberg 2013:12, 104. Richard Eichenberg und Russell Dalton

bezeichnen die wachsende Europaskepsis der 1990er Jahre als den „post-Maastricht
blues“ (Eichenberg / Dalton 2007).
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defizit‘ wurde deshalb in den folgenden Jahren zu einem wichtigen, kon-
trovers diskutierten Thema sowohl in den Sozialwissenschaften als auch in
der politischen Debatte.7

Diese Entkoppelung zwischen dem politischen System der EG und der
europäischen Öffentlichkeit ist das zentrale Thema dieser Arbeit. Der Fo-
kus liegt dabei vor allem auf jener Veränderung, die nicht stattfand: einem
schnellen, krisenhaften Umschwung, der dazu geführt hätte, dass auch die
öffentlichen Diskurse sich entsprechend einem europäisch-innenpoliti-
schen Paradigma restrukturiert hätten. Diese mögliche, aber ausgebliebene
Veränderung der europäischen Öffentlichkeit soll im Folgenden als euro-
päischer Verfassungsmoment bezeichnet werden – in Anlehnung an den
von dem US-amerikanischen Verfassungshistoriker Bruce Ackerman ge-
prägten Begriff constitutional moment, der einen schnellen Wandel öffentli-
cher Verfassungsdiskurse im Zuge politischer Krisensituationen be-
schreibt.8 Die Arbeit verbindet dabei ein zeithistorisches mit einem sozial-
wissenschaftlichen Erkenntnisinteresse. Sie soll sowohl zur Geschichte der
europäischen Öffentlichkeit während der Umbruchszeit von 1989/90 als
auch allgemein zu den Auswirkungen politischer Verfahren auf die Struk-
tur öffentlicher Debatten einen Beitrag leisten.

Warum aber wurde Maastricht nicht zu Europas Verfassungsmoment?
In der bisherigen Forschung wurde die Kontinuität von nationalspezifi-
schen Deutungsmustern und Diskursstrukturen in der europäischen Öf-
fentlichkeit verschiedentlich festgestellt, aber kaum problematisiert. Tat-

7 Die Idee eines europäischen Öffentlichkeitsdefizits wurde erstmals 1993 von Jür-
gen Gerhards formuliert (Gerhards 1993) und löste nach scharfem Widerspruch
von Klaus Eder und Cathleen Kantner (Eder / Kantner 2000) eine intensive Theo-
riedebatte über das Konzept der europäischen Öffentlichkeit aus (siehe hierzu aus-
führlich unten, Kapitel I.1.2). Seit etwa 2010 kam es zu einer Beruhigung dieser
Auseinandersetzung, während verstärkt empirische Arbeiten über die Europäisie-
rung nationaler Öffentlichkeiten erschienen (z. B. Statham / Trenz 2013b, Novy
2013, Hepp u. a. 2016 oder die Beiträge in Statham / Koopmans 2010 und Risse
2015a). In Interaktion mit dieser sozialwissenschaftlichen Debatte wurde die Ent-
wicklung der europäischen Öffentlichkeit zudem wiederholt Thema historischer
Arbeiten (grundlegend Kaelble 1999, Kaelble 2002, ausführlich v.a. Meyer 2010).
In dieser Arbeit soll zunächst im Ersten Teil die theoretische Auseinandersetzung
um den Begriff der europäischen Öffentlichkeit aufgegriffen und konzeptionell
weiterentwickelt werden, während der Dritte Teil die konkrete historische Ausge-
staltung der europäischen Öffentlichkeit in den Verhandlungen zum Vertrag von
Maastricht analysiert.

8 Vgl. Ackerman 1989a, Ackerman 1993, Ackerman 1998. Zum Begriff des constitu-
tional moment und seiner Verwendung in dieser Arbeit siehe eingehend unten, Ers-
ter Teil, Kapitel 3.1.
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sächlich ist die Existenz nationaler Unterschiede bei der Wahrnehmung
des europäischen Integrationsprozesses wiederholt in überzeugender Form
präsentiert worden: So stellt etwa Juan Díez Medrano an den Beispielen
Deutschlands, Großbritanniens und Spaniens dar, wie die jeweiligen natio-
nalen Kontexte zu unterschiedlichen Bedeutungszuschreibungen und Per-
spektiven auf ‚Europa‘ geführt haben.9 Sven de Roode hebt in seiner Ana-
lyse deutscher, britischer und niederländischer Leitartikel zu den EG-
Gründungsverträgen und zum Vertrag von Maastricht hervor, wie sehr das
Verständnis der europäischen Integration von nationalen Selbstbildern
und Diskussionen über das eigene nationale Selbstverständnis beeinflusst
war.10 Und auch Jan-Henrik Meyer nennt in seiner Geschichte der europä-
ischen Öffentlichkeit die verschiedenen nationalen Europakonzeptionen
als Hauptgrund für das ausbleibende europäische Gemeinschaftsgefühl
und wagt sogar eine Zukunftsprognose: „Nationally distinct perceptions of
Europe will continue to persist and produce nationally specific debates.“11

Bei genauerer Betrachtung erscheint dieses Argument jedoch zu einfach,
um für sich allein die ausbleibenden Veränderungen in Folge der Maas-
trichter Vertragsreform zu erklären. Denn auch wenn eine gewisse natürli-
che Beharrungskraft etablierter Bedeutungszuschreibungen außer Frage
steht, sind Diskurse immer nur begrenzt stabil.12 Unter bestimmten, kri-
senhaften Umständen können sich verfassungspolitische Vorstellungen
schnell und einschneidend verändern – eben darin besteht ja ein zentrales
Merkmal jedes constitutional moment. Und tatsächlich bietet gerade die his-
torische Zäsur ab 1989 mit dem Zusammenbrechen des Ostblocks, der
endgültigen Auflösung der bipolaren Weltordnung und dem Neuentste-
hen mehrerer mittel- und osteuropäischer Staaten eine ganze Reihe von
Beispielen dafür, wie schnell sich politische Ordnungsdiskurse verschieben
und einstige Selbstverständlichkeiten überholt werden konnten. Es bleibt
deshalb offen, weshalb die etablierten, nationalspezifischen Deutungsmus-
ter ausgerechnet im Fall der europäischen Integration so widerstandsfähig
waren, dass sie die Krise von 1989/90 und die dadurch ausgelösten Umbrü-
che im europäischen politischen System weitgehend unberührt überstan-
den. Eine rein diskursimmanente Perspektive stößt in diesem Fall an ihre
Grenzen, weil es gerade darum geht, zu erklären, warum es trotz eines

9 Díez Medrano 2003.
10 Roode 2012.
11 Meyer 2010:302. Vgl. auch Risse 2010:7.
12 Bereits Michel Foucault beschrieb die Diskontinuität als ein charakteristisches

Merkmal von Diskursen; vgl. etwa Foucault 1981 [1969]:236-252.
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Umfelds beschleunigten politischen Wandels nicht zu einer stärkeren Dis-
kontinuität der Diskurse kam.

In dieser Arbeit soll deshalb ein alternativer Erklärungsansatz für das
Ausbleiben des Verfassungsmoments vorgeschlagen werden. Dieser nimmt
nicht allein die verschiedenen nationalen Diskurstraditionen, sondern
einen davon weitgehend unabhängigen Faktor in den Blick: nämlich das
Verfahren der Vertragsreform, das sich vermittelt über die Eigenlogik der
medialen Nachrichtenauswahl auf die öffentliche Wahrnehmung der Ver-
tragsverhandlungen auswirkte. Dieses Verfahren erzeugte bestimmte Ereig-
nisse, die die Medien – je nach dem Nachrichtenwert, den sie den Ereignis-
sen zuschrieben – in ihrer Berichterstattung aufgreifen konnten oder auch
nicht. Welchen Nachrichtenwert bestimmte Ereignisse besitzen, ist jedoch
medienspezifisch und wesentlich von dem Publikum abhängig, an das das
Medium sich richtet. Nachrichtenwert-Effekte können deshalb grundsätz-
lich eine Erklärung dafür bieten, weshalb sich der Diskurs verschiedener
Medien je nach deren nationaler oder weltanschaulicher Ausrichtung un-
terscheidet.

Im Falle der Vertragsverhandlungen von Maastricht, so lautet kurz ge-
fasst die These dieser Arbeit, wirkte sich das im Wesentlichen zwischen-
staatliche Verfahren der Vertragsverhandlungen über entsprechende Nach-
richtenwert-Effekte solcherart auf die Berichterstattung aus, dass in der öf-
fentlichen Debatte nationale statt weltanschaulicher Diskursgrenzen domi-
nierten. Da die wesentlichen Entscheidungen zur Vertragsreform auf Gip-
feln der Staats- und Regierungschefs fielen und jeder Mitgliedstaat bis zu-
letzt ein Vetorecht darüber behielt, nahmen die Medien die nationalen Re-
gierungen als Hauptakteure der Reform wahr. Den höchsten Nachrichten-
wert hatte dabei für jedes Medium die Agenda der jeweils eigenen nationa-
len Regierung, da nur diese gegenüber dem jeweiligen nationalen Publi-
kum auch politisch verantwortlich war. Dies führte dazu, dass die Debatte
über die Vertragsverhandlungen stark von den jeweiligen nationalen Kon-
texten geprägt war – was wiederum das Beharren auf mitgliedstaatlich-au-
ßenpolitischen Deutungsmustern förderte und bewirkte, dass wichtige As-
pekte des Konstitutionalisierungsschubs im politischen System in der Öf-
fentlichkeit kaum wahrgenommen wurden.13

Da die mediale Nachrichtenauswahl stark auf internalisierten Verhal-
tensweisen beruht, die sich die Journalistinnen und Journalisten selbst

13 Zur Nachrichtenwerttheorie allgemein und zum hier beschriebenen Einfluss des
Verfahrens auf die Berichterstattung siehe ausführlich unten, Erster Teil, Kapi-
tel 4.

Einleitung

22



nicht unbedingt bewusst machen, ist es kaum möglich, die genaue Wir-
kungsweise solcher Nachrichtenwert-Effekte unmittelbar auf der Akteurs-
ebene nachzuweisen. Es lassen sich daraus aber eine Reihe von Hypothe-
sen zu den Inhalten der Berichterstattung ableiten, die anhand einer Dis-
kursanalyse überprüft werden können: So müsste die jeweils eigene natio-
nale Regierung in der Berichterstattung der Medien jeweils die größte Auf-
merksamkeit erhalten haben, da sie als einziger Akteur sowohl ein Veto-
recht in den Verhandlungen hatte als auch vor dem jeweiligen Zielpubli-
kum des Mediums politisch verantwortlich war. Ausländische Regierun-
gen hatten hingegen nur insofern Nachrichtenwert, als sie für das Ergebnis
der Verhandlungen relevant waren. Da sie vor dem jeweiligen Publikum
des Mediums jedoch nicht politisch verantwortlich waren, müssten ihre
Positionen seltener in einen parteipolitischen-weltanschaulichen Zusam-
menhang gebracht und insgesamt weniger inhaltlich bewertet worden sein
als die der eigenen Regierung. Parteipolitische Gegensätze schließlich besa-
ßen vor allem in Bezug auf jene Akteure Nachrichtenwert, die vor dem je-
weiligen Publikum politisch verantwortlich waren, also vor allem bei der
Bewertung der eigenen nationalen Regierung und Opposition. Weltan-
schauliche Unterschiede zwischen Medien müssten deshalb vor allem in
der Berichterstattung über die nationale Europapolitik deutlich werden,
weniger in der Berichterstattung über die Verhandlungen insgesamt.

Um diesen Hypothesen nachzugehen, steht im Mittelpunkt der Arbeit
eine Diskursanalyse der öffentlichen Debatte über die Verhandlungen, die
zum Vertrag von Maastricht führten: Auf welche politischen Akteure rich-
tete sich der Fokus der medialen Aufmerksamkeit? Wie wurden deren Po-
sitionen dargestellt und mit welchen Argumentationsmustern wurden sie
gegebenenfalls bewertet? Welche Aspekte der Reformverhandlungen gal-
ten demnach als besonders wichtig, und in welchen Kontexten wurden sie
interpretiert?

Der Untersuchungszeitraum konzentriert sich dabei auf jene Phase, in
der das Potenzial für einen Verfassungsmoment aufgrund der Krisenhaftig-
keit der Entwicklungen und der Tragweite der Beschlüsse am größten war.
Anders als in den meisten bisherigen Untersuchungen zur öffentlichen De-
batte über den Vertrag von Maastricht liegt der Schwerpunkt hier deshalb
nicht auf den beiden Regierungskonferenzen im Jahr 1991 oder auf der
Ratifikationsphase 1992/93,14 sondern auf der kritischen Phase vor der Er-
öffnung der Regierungskonferenzen, in der bereits die wesentlichen Vor-

14 Claudia Schrag Sternberg nimmt in ihrer Untersuchung zu europäischen Legiti-
mitätsdiskursen auch die Debatte über den Vertrag von Maastricht in den Blick,
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entscheidungen zur Vertragsreform fielen. Entsprechend setzt die Analyse
bereits mit der öffentlichen Debatte über die Einsetzung des Delors-Aus-
schusses auf dem Gipfel von Hannover im Juni 1988 und den ersten Forde-
rungen des Europäischen Parlaments nach einer institutionellen Reform
im selben Jahr ein. Im Mittelpunkt der Untersuchung steht dann der Zeit-
raum zwischen dem Fall der Berliner Mauer im November 1989 und der
formellen Einsetzung der beiden Regierungskonferenzen zur Währungs-
und zur Politischen Union im Dezember 1990. Von den Regierungskonfe-
renzen werden hier hingegen nur die letzten Wochen bis zum Gipfel von
Maastricht in den Blick genommen, also November und Dezember 1991.15

Für diesen Zeitraum wird die mediale Berichterstattung zu den wesentli-
chen Ereignissen analysiert, die im Zusammenhang mit den Gesprächen
über eine Vertragsreform standen. Dazu gehören etwa Gipfeltreffen des
Europäischen Rates, Resolutionen des Europäischen Parlaments, Memo-
randen oder andere öffentliche Stellungnahmen nationaler Regierungen,
Beschlüsse der europäischen Parteien etc.

Um über den langen Untersuchungszeitraum hinweg einen systemati-
schen Vergleich sowohl zwischen Medien unterschiedlicher nationaler
Herkunft als auch unterschiedlicher weltanschaulicher Ausrichtung zu er-
möglichen, konzentriert sich die Analyse auf sechs Einzelzeitungen. Dabei
handelt es sich um die jeweils auflagenstärkste linksliberale und liberal-
konservative Qualitätstageszeitung aus den drei größten EG-Mitgliedstaa-
ten, im Einzelnen Süddeutsche Zeitung und Frankfurter Allgemeine Zeitung

setzt jedoch erst beim Beginn der Regierungskonferenzen Anfang 1991 ein und
konzentriert sich auf die Ratifikationsphase (Schrag Sternberg 2013:103-127).
Auch Sven de Roode, der niederländische, deutsche und britische Pressediskurse
zum den EG-Gründungsverträgen und zum Vertrag von Maastricht vergleicht,
betrachtet ausschließlich die Ratifikationsphase (de Roode 2012:171-179,
196-207, 218-227). Jan-Henrik Meyer analysiert neben anderen Treffen des
Europäischen Rates auch die Berichterstattung zum Gipfel von Maastricht, je-
doch nur eine Woche vor und nach dem Gipfel (Meyer 2010:265-286). Christiane
Barth und Patrick Bijsmans untersuchen neun einwöchige Einzelzeiträume im
Umfeld von fünf Gipfeln sowie vier Referenden zwischen 1990 und 1994, von de-
nen jedoch nur zwei – der Gipfel von Dublin im Juni 1990 und der Gipfel von
Maastricht im Dezember 1991 – in die Zeit vor der Unterzeichnung des Vertrags
fallen (Barth / Bijsmans 2018). Angela Siebold untersucht die Debatte zu den
Schengener Abkommen von 1985 und 1990, die zeitlich teils mit den Verhand-
lungen zur EG-Vertragsreform zusammenfällt, geht jedoch nicht weiter darauf
ein (Siebold 2014).

15 Zum Verlauf der Verhandlungen siehe unten im Zweiten Teil.
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aus Deutschland, Le Monde und Le Figaro aus Frankreich sowie The Guardi-
an und The Times aus Großbritannien.16

Als Vertreter der größten Mitgliedstaaten spielten die Regierungen die-
ser drei Länder eine zentrale Rolle in den Vertragsverhandlungen, und wie
im Verlauf der Arbeit gezeigt wird, nahmen auch die Zeitungen aller drei
Länder jeweils vor allem diese drei Regierungen als Schlüsselakteure wahr.
Allerdings nahmen sie dabei unterschiedliche Rollen ein: Während
Deutschland und Frankreich – wenn auch mit unterschiedlichen Interes-
sen und Schwerpunkten – als treibende Kräfte auftraten, versuchte die bri-
tische Regierung die Verhandlungen nach Möglichkeit zu bremsen. Zu-
gleich repräsentieren die drei untersuchten Länder unterschiedliche partei-
politische Konstellationen: In Deutschland und Großbritannien stand je-
weils die konservative Zeitung der Regierung, die linksliberale der Opposi-
tion nahe, während in Frankreich das Verhältnis genau umgekehrt war.
Zudem arbeitete die französische Regierungspartei PS auf europäischer
Ebene mit den größten Oppositionsparteien aus Deutschland und Groß-
britannien, SPD und Labour Party, im Rahmen des Bundes der Sozialde-
mokratischen Parteien der Europäischen Gemeinschaft (BSPEG) zusam-
men; die größte deutsche Regierungspartei CDU war zusammen mit der
kleinen französischen Oppositionspartei CDS Mitglied in der Europä-
ischen Volkspartei (EVP). Die in Großbritannien regierende Conservative
Party und die größte französische Oppositionspartei RPR gehörten hinge-
gen keinem der großen europäischen Parteienbündnisse an, vertraten je-
doch teils ähnliche, nationalkonservative Positionen. Diese unterschiedli-
chen Konstellationen erlauben es, in der Analyse gegebenenfalls auch
mögliche transnationale Diskursallianzen sichtbar zu machen, die sich
nicht allein aus der Haltung der jeweiligen nationalen Regierungen zu den
Vertragsverhandlungen ergeben – etwa zwischen der britischen Times und
dem französischen Figaro, die beide nationalkonservativen Parteien nahe-
standen.

Die Beschränkung der Analyse auf Qualitätstageszeitungen folgt zum
einen dem Ziel der besseren transnationalen Vergleichbarkeit. Zum ande-
ren nehmen Qualitätszeitungen in der europapolitischen Debatte eine be-
sondere Rolle ein, da sie nicht nur wichtige Agendasetter innerhalb des

16 Der Daily Telegraph hatte zwar eine höhere Auflage als die Times, war aber offener
parteinah ausgerichtet als die übrigen untersuchten Zeitungen und wurde des-
halb nicht in die Untersuchung einbezogen.
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Mediensystems sind,17 sondern im Vergleich zu anderen Medien (etwa Re-
gional- und Boulevardzeitungen oder dem Fernsehen) auch den höchsten
Europäisierungsgrad besitzen, das heißt allgemein am meisten über euro-
päische Politik berichten und häufiger auf Akteure aus anderen Mitglied-
staaten oder aus den supranationalen Institutionen verweisen.18 Auch
wenn Qualitätszeitungen nur einen Ausschnitt der gesamten öffentlichen
Debatte widerspiegeln und nur einen kleineren Teil der Bevölkerung errei-
chen als andere Medien, sind sie für die Fragestellung dieser Arbeit von be-
sonderem Interesse, da hier aufgrund des höheren Europäisierungsgrads
die Voraussetzungen für Diskursveränderungen im Sinne eines europä-
ischen Verfassungsmoments am besten waren. Wenn die Debatte über die
Vertragsreform also schon in den Qualitätszeitungen von nationalspezifi-
schen Kontexten geprägt war, so ist in den übrigen Medien erst recht mit
einem Fortbestand mitgliedstaatlich-außenpolitischer Deutungsmuster zu
rechnen.

Aus ähnlichem Grund liegt innerhalb der einzelnen Zeitungen der ana-
lytische Fokus auf Artikeln und Meinungstexten aus dem Politik- und Mei-
nungsteil. Zwar erschienen auch im Wirtschaftsteil immer wieder Artikel
über die Vertragsverhandlungen, insbesondere zu der geplanten Wäh-
rungsunion; diese waren jedoch in der Regel recht eng auf wirtschaftspoli-
tische Fragen ausgerichtet. Systematisch ausgewertet wurden für diese Ar-
beit deshalb nur die Artikel aus dem Politik- und Meinungsteil (gegebe-
nenfalls einschließlich der Leserbriefseiten), in denen eine grundsätzliche

17 Zu der Rolle der Qualitätstageszeitungen als Agendasetter innerhalb der politi-
schen Medienöffentlichkeit stellte etwa Carsten Reinemann mithilfe ausführli-
cher Fragebogen für das Jahr 2000 fest, dass bei der Themensuche, -auswahl und
-recherche deutscher Journalisten die Süddeutsche Zeitung und die Frankfurter All-
gemeine Zeitung eine konstant wichtige Rolle spielen. Daneben beobachtet er
einen hohen, aber sinkenden Einfluss des Wochenmagazins Der Spiegel sowie
einen steigenden Einfluss der Boulevardzeitung Bild (Reinemann 2003:298-301).

18 Diese Beobachtung wird durch zahlreiche quantitative Analysen gestützt, etwa
Vetters 2007, Kleinen-von Königslöw 2010, Pfetsch / Adam / Eschner 2010, Hepp
u. a. 2016:77. Andreas Hepp u. a. konstatieren deshalb, Qualitätszeitungen gälten
als „the principal public vehicle for both political and social European discourse.
It is likely that more frequent and more detailed articles about the EU exist in
quality national newspapers than in regional papers or tabloids. Due to their ori-
entation towards well-educated and well-informed citizens, quality newspapers
have their own standards for selecting newsworthy issues, and are continuously
observing and monitoring political processes at the EU and member state lev-
els“ (Hepp u. a. 2016:71-72).
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Neudeutung der europäischen Integration im Sinne eines Verfassungsmo-
ments eher zu erwarten gewesen wäre.

Methodisch folgt die Arbeit einer qualitativen Diskursanalyse, die den
Verlauf der Debatte – insbesondere die Rolle unterschiedlicher Akteure,
die wiederkehrenden Topoi und Argumentationsmuster sowie die Kontex-
te, in die diese eingebettet waren – verstehend nachvollzieht. Dieser quali-
tative Ansatz erlaubt in vielen Fällen eine nuanciertere Analyse der Ähn-
lichkeiten und Unterschiede zwischen Diskursen als die quantitativen Me-
thoden, die vor allem in der sozialwissenschaftlichen Forschung zur
europäischen Öffentlichkeit verbreitet sind.19

Da die Arbeit vor allem auf strukturelle Nachrichtenwert-Effekte abzielt,
die sich aus den unterschiedlichen nationalen und weltanschaulichen Aus-
richtungen ergeben, dienen die einzelnen Zeitungen als kleinste Untersu-
chungseinheit der Analyse. Der Fokus liegt also jeweils auf dem Blattdis-
kurs, der hier bewusst nicht auf bestimmte Journalisten oder andere Ein-
zelakteure heruntergebrochen wird. Damit soll nicht abgestritten werden,
dass einzelne Journalisten und ihre Praktiken durchaus Wirkungskraft
beim Prägen öffentlicher Diskurse besitzen.20 Auch sind Blattdiskurse in
sich niemals völlig homogen: Es ist möglich, dass einzelne Artikel von der
Blattlinie abweichen oder dass Zeitungen zu bestimmten Themen gezielt
unterschiedliche Perspektiven anbieten. Unter den für diese Arbeit analy-
sierten Artikeln fällt beispielsweise auf, dass die Texte des Brüssel-Korres-

19 Gegenstand dieser Untersuchungen ist häufig der Europäisierungsgrad der natio-
nalen Öffentlichkeiten, wobei quantifizierbare Kriterien wie die Zahl der Artikel
mit europapolitischem Bezug, die Erwähnungen von Akteuren aus anderen
europäischen Ländern oder die Präsenz bestimmter, auf formalisierte Weise er-
fasster Argumentationsmuster zur Operationalisierung genutzt werden (vgl. hier-
zu unten, Erster Teil, Kapitel 1.2, mit zahlreichen Beispielen aus der Literatur).
Auch Jan-Henrik Meyer greift in seiner Geschichte der europäischen Öffentlich-
keit vor allem auf quantitative Analysemethoden zurück (Meyer 2008, Meyer
2010). Daneben sind aber auch einige historisch ausgerichtete Werke erschienen,
die sich europäischen öffentlichen Diskursen mit qualitativen Methoden annä-
hern. Dies gilt insbesondere für Claudia Schrag Sternbergs Analyse europäischer
Legitimationsdiskurse, die zudem eine recht ausführliche Begründung für den
gewählten qualitativen Ansatz bietet (vgl. Schrag Sternberg 2013:8). Auch Angela
Siebolds Darstellung der Diskurse zum Schengenraum beruhen auf einer einge-
henden qualitativen Analyse (Siebold 2014). Ebenfalls qualitativer Methoden be-
dient sich Hinnerk Meyer, dessen Analyse jedoch sehr summarisch bleibt und auf
wenigen Seiten die britische, französische und deutsche europapolitische Debatte
für den gesamten Zeitraum 1984-1992 zusammenfasst (Meyer 2014:353-369).

20 Zur Rolle journalistischer Praktiken bei der Konstruktion einer europäischen Öf-
fentlichkeit vgl. etwa Statham 2010, Offerhaus 2011, Hepp u. a. 2016:30-70.
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pondenten der Times, Michael Binyon, in der Regel deutlich integrations-
freundlicher ausfielen als die Leitartikel der Zeitung, die meist einen skep-
tischen und zuweilen offen feindlichen Blick auf die EG boten. Dieser Bin-
nenpluralismus wird in dieser Arbeit jedoch vor allem als eine redaktionel-
le Entscheidung verstanden und gehört insofern selbst zu den Merkmalen,
durch die sich der Blattdiskurs einer Zeitung auszeichnet. Soweit er für die
Fragestellung von Bedeutung ist, reflektiert die Analyse ihn deshalb mit,
ohne dabei aber im Einzelnen auf die Hintergründe individueller Journa-
listen einzugehen. In derselben Weise werden auch Leserbriefe und Gast-
kommentare hier jeweils als Teil des Blattdiskurses verstanden, da ihre
Veröffentlichung auf einer redaktionellen Entscheidung beruht.

Die Arbeit ist in vier Teile untergliedert. Der Erste Teil stellt ausführlich
die konzeptionellen Prämissen dar, die in dieser Einleitung nur knapp vor-
gestellt wurden. Hierfür werden zunächst zwei idealtypische Paradigmen
beim Verständnis des europäischen Integrationsprozesses – Europapolitik
als europäische Innen- oder mitgliedstaatliche Außenpolitik – und deren
unterschiedliche Implikationen für die Anforderungen an eine europäi-
sche Öffentlichkeit präsentiert (I.1). Im Folgenden wird dargelegt, inwie-
fern der Vertrag von Maastricht einen Konstitutionalisierungsschub dar-
stellte, mit dem sich das politische System in Richtung des europäisch-in-
nenpolitischen Modells veränderte (I.2), während ein entsprechender Ver-
fassungsmoment in der europäischen Öffentlichkeit ausblieb (I.3). Am En-
de des Ersten Teils wird schließlich die zentrale These der Arbeit dargelegt,
derzufolge sich das Beharren nationaler Perspektiven in der öffentlichen
Debatte über den Vertrag von Maastricht aus dem Zusammenspiel zwi-
schen dem Verfahren der Vertragsreform einerseits und medialen Nach-
richtenwert-Effekten andererseits erklären lässt (I.4).

Der Zweite Teil der Arbeit stellt in einem Überblick den Verlauf der Ver-
tragsverhandlungen dar, wobei insbesondere die Frage im Vordergrund
steht, zu welchem Zeitpunkt aufgrund des krisenhaften Verlaufs sowie der
Tragweite der getroffenen Entscheidungen das größte Potenzial für einen
Verfassungsmoment bestand. Diese Überblicksdarstellung basiert im We-
sentlichen auf der bislang erschienenen Forschungsliteratur zu den Ver-
tragsverhandlungen (II.1). Sie identifiziert drei verschiedene Verhand-
lungsphasen: die Vorgeschichte von der Einsetzung des Delors-Ausschusses
1988 bis zum Fall der Berliner Mauer 1989 (II.2), die eigentlich kritische
Phase vom Mauerfall bis zur Einsetzung der Regierungskonferenzen 1990
(II.3) sowie die Zeit der Regierungskonferenzen bis zum Gipfel von Maas-
tricht 1991 (II.4).
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Den Schwerpunkt der Arbeit bildet die Diskursanalyse im Dritten Teil.
In dieser Diskursanalyse werden nach einer kurzem Vorbemerkung (III.1)
zunächst einige gemeinsame Merkmale vorgestellt, die für alle untersuch-
ten Zeitungen galten (III.2). Anschließend wird für die beiden ersten Ver-
handlungsphasen sowie für die Wochen unmittelbar vor und nach dem
Gipfel von Maastricht untersucht, wie die Debatte über die Vertragsrefor-
men verlief und welche Schwerpunkte die unterschiedlichen Zeitungen
dabei setzten (III.3-5). Zur besseren Darstellung werden dabei angesichts
der großen Unterschiede zwischen den verschiedenen nationalen Öffent-
lichkeiten jeweils die beiden Zeitungen derselben nationalen Herkunft in
einem Unterkapitel zusammengefasst. Zudem wird in einer weiteren Un-
tergliederung zwischen der Debatte über die Verhandlungen auf europäi-
scher Ebene und der Debatte über die jeweilige nationale Europapolitik
unterschieden. Im Ergebnis zeigt der Dritte Teil, wie stark die unterschied-
lichen nationalen Kontexte und besonders die Auseinandersetzung mit der
europapolitischen Agenda der jeweils eigenen Regierung die Diskurse der
verschiedenen Zeitungen prägten.

Im Vierten Teil schließlich wird auf die vorherigen Ergebnisse aufbauend
(IV.1) betrachtet, wie sich diese Dominanz nationaler Perspektiven auf die
Debatte über einige der zentralen Aspekte des Vertrags auswirkte: nämlich
die Ausweitung der Politikbereiche (IV.2) und die Neuerungen im institu-
tionellen Gefüge der EU (IV.3). Diese Reformen, in denen sich der Konsti-
tutionalisierungsschub des politischen Systems der EU besonders deutlich
zeigte, hätten die Grundlage für eine Neuinterpretation der europäischen
Integration auch in der europäischen Öffentlichkeit sein können. Wie die
Analyse zeigen wird, standen sie jedoch oft nicht im Mittelpunkt der öf-
fentlichen Debatte oder konnten aufgrund der stark nationalspezifischen
Perspektiven kaum gesamteuropäisches Identifikationspotenzial freisetzen.

Einleitung

29




